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§
Amtliches

L erkündigungsblatt
für derr Amtsbezirk DNrLach.

Nr . 54 . Samstag , de« 1. September 1S17 .

(Nr 5996 ) VerordMNg kder KarWelu .
Vom 16. August 1917.

Auf Grund der Verordnung über die Kariofselver-
svrgung im Wirtschaftsjahr 1917/18 vom 38. Jnni 1917
(Reichs-Gesetzbl. S . 569) wird bestimmt :

81.
Me Versorgung der Bevölkerung mit Spcifekartof-feln aus der Herbftkartoffelernte 1917 (F 2 der Verord¬

nung vom 28. Juni 1917) ist nach dem Grundsatz zu re¬geln, daß der Wvchenkopfsatz der versorgungsberechtigtcn
Bevölkerung vorläufig bis zu sieben Pfund Kartoffelnbeträgt.

8 2.
Die Kommunalverbände haben nach Anweisungder Vermittlungsstellen <Z 6 der Verordnung vom

28 . Juni 1917) zur Deckung des Bedarfs an KartoffelnSie in den Kommunalvcrbänden ihres Bezirkes geern¬teten Kartoffelmengen nach näherer Maßgabe des 8 3
sicherzustellen. Bei Kartoffelerzcugcrn mit 200 Quadrat¬meter Kartoffelanbaufläche und weniger findet eine
Sicherstellung nicht statt.

8 8.
Me ficherzustellenben Mengen find für jeden einzel¬nen Kartoffelerzeuger und sodann für jede Gemeinde,jeden Kommunalvrrband und jede Berrnittlungsstelle fest-

zustellen.
Der Feststellung bei dem einzelnen Kartoffelerzeuger

ist ein nach Maßgabeder Anordnungen der Reichskartoffel -
stclle vorläufig geschätzter Erntccrtrag zugrunde zu legen.Von dem Ertrage sind abzuziehen : ein von der Reichs-
karioffelstelle mit Genehmigung des Präsidenten des
KriegSernährungsamts festgesetzter Bruchteil zur Deckungder zum Verfüttern freigegebencn Kartoffeln <8 4 Abs. 2)und der Verluste durch Schwund , der Eigenbedarf des
Karioffclerzeugers und der Angehörigen seiner Wirtschaft
nach dem Matzstab von 1A Pfund für den Tag und Kopf,der Saatgutbedarf in Höhe von 40 Zentnern für das Hek¬tar der Anbaufläche 1916 sowie anerkannte Saathoch,
züchten.

Me verbleibende Menge wird fichergestellt . Trotz der
Sicherstellung darf der Kartoffelerzeuger Kartoffeln nach
Maßgabe -er darüber ergehenden Bestimmungen in der
eigenen Brennerei , Trocknerei oder Stärkefabrik ver¬
arbeiten sowie gemäß der Verordnung über Saatkartof¬
feln aus der Ernte 1917 vom 16. August 1917 (Rcichs-
Gesetzbl. S . 711) Kartoffeln als Saatgut absetzen .

Die näheren Bestimmungen über die Feststellung der
sicherzustcllenden Mengen und die Nachprüfung der Liefe¬
rung erlassen die Lanbeszentralbehörden im Einver¬
nehmen mit drr Relchskartoffrlstell «.

8 4.
Kartoffeln, Kartoffelstärke, Kartoffelstärkemeyl und

Erzeugnisse der Kartoffeltrocknerei dürfen, vorbehaltlich
der Vorschrift im Abs . 2, nicht verfüttert noch zu Fullcr-
zwecken verarbeitet werden.

Verfüttert werden dürfen nur Kartoffeln, di« nicht
gesund sind oder die MindestgröHe von 1 Zoll (2,72 Zenti¬
meter) nicht erreiche«.

8 5.
Es ist verboten, Kartoffeln einzustmern und Sie a»

Sie Trockenkartoffel-Verwertungs -Gesellschaft m . b. H. in
Berlin abzuliefernden Mengen zu vergällen oder mit an¬
deren Gegenständen zu vermengen.

8 °.
Wer de« Anordnungen einer SanbeszentrakVeybrb«,eines KommunalverbandeS oder einer Gemeinde über Li«

Sicherstellung «nd Lieferung der fichergestellten Knitof¬

feln zuwidcrhanbclt, wird mit Gefängnis -bis zu einem
Jahre und mit Geldstrafe bis zu zehntausend Mark odermit einer dieser Strafen bestraft . Neben der Strafe kann
auf Einziehung der Vorräte erkannt werden , auf die sichdie strafbare Handlung bezieht , ohne Unterschied, ob siedem Täter gehören oder nicht.

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften in den
88 4, 5 werden nach 8 17 Nr . 1 öer Verordnung über die
Karwffrlversorgung im Wirtschaftsjahr 1917/18 bestraft .

8 7.
Me Verordnung über die Kartoffelversorgung vom

SS . Juni 1916 (Reichs -Gesetzblatt S . 590) , die Verordnun¬
gen über Kartoffeln vom 1. Dezember 1916 (Reichs-Gesetz-blatt S . 1314), vom 7. Februar 1917 (Reichs-GesetzblattSeite 191) und vom 24. März 1917 (Reichs-GesetzblattSette 278) sowie die Verordnung über Las Verfütternvon Kartoffeln vom 15. April 1316 (Reichs-GefetzSl. Sette
W4) werden aufgehoben .

8 8.
Diese Verordn«« tritt mkl dev» Dag» Srr NeErvt

düng tu Kraft.
Berlin , de» 16. Angust 1817.

W Der Präsident des SriegSernS- omgKwrV:' v In Vertretung : vonBrauitz

Verordnung.
(Vom 16. August 1917J

Kartoffekversorgrrng im Wirtschaftsjahr
INI718 betreffend.

Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 28. Juni
1917 über die Kartoffelversorgung im Wirtschaftsjahr
1917/18 (Reichs-Gesetzblatt Seite 560) und der Verordnungdes Kriegsernährungsamts vom 16 . August 1917 über
Kartoffeln (Reichs-Gesetzblatt Seite 713) in Verbindungmit der Bundesratsverordnung vom 25 . September 1915
über die Errichtung von PreisprüfungS stellen und die
Versorgungsregelung in der Fassung vorn 4. November
1915 (Reichs -Gesetzblatt Seite 607, 738) wird verordnet,was folgt:

I. Z u st S ndi g k ci tsb e st im m u n g e n .
§ 1 .

Im Sinne der Bundesratsverordnung vom 28. Juni
1917 und der Verordnung des KricgSernährungsamtS
vom 16. August 1917 ist Landeszentralbehördedas Mini¬
sterium des Innern , höhere Verwaltungsbehörde der
Landeskommissür , untere ' Verwaltungsbehörde das Be¬
zirksamt: letzteres ist auch zuständig zu Anordnungen ge¬
mäß 8 11 Satz 2 der Bundesratsverordnung vom 28.
Juni 1917.

Vermittlungsstelle im Sinne des 8 6 der Bundesrats¬
verordnung vom 28. Juni 1917 ist die beim Statistischen
LandeSamt errichtete „Badische Kartoffelversorgung" : die
Bestimmungen unserer Verordnung vom 2. März 1916,
Regelung der Versorgung mit Speisckartofseln betreffend
(Gesetzes- und Verordnungsblatt Seite 47) , bleiben auf-
»ocht erhalten.

II. AufbringungderKartofselu im Groß¬
herzogtum .

8 3.
M« Kommunalverbände haben Nt« ihnen von der

Badischen Kartoffelversorgung zur Sicherstellung und
Lieferung aufgegebenenKartoffelmengenauf Sie Gemein¬
den zu verteilen. In gleicher Weise können sie zwecks
Sicherstellung unb Aufbringung derjenigen Mengen,
welche zur Deckung des eigenen Bedarfs beS Kommunal¬
verbands erforderlich find, verfahre«.
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I « den Gemeinden erfolgt die Unterverteilung auf
die Kartoffelerzeuger durch den Gemeinderat. Die einzel¬
nen Kartoffelerzeuger haben die bei ihnen sichergestellten
Mengen getrennt von den übrigen Kartofselvorräten auf¬
zubewahren,' sie sind verpflichtet , die zur Erhaltung und
Pflege erforderlichen Handlungen vorzunehmen. Die
sichergestellten Mengen dürfen nicht verbraucht , noch darf
durch Rechtsgeschäft über sie verfügt werden .

Die Kommunalverbände haben die zur Lieferung
aufgegebenen Mengen der Geschäftsstelle der Badischen
Kartoffelversorgung rechtzeitig zur Verfügung zu stellen
und nach deren Weisung zu versenden . Die aufgegebenen
Mengen sind Mindestmengen.

Die Erwerbung der Kartoffeln erfolgt durch Auf¬
käufer , welche vom Kommunalverband des Erzeugungs¬
orts im Benehmen mit der Geschäftsstelle der Badischen
Kartoffelversorgung bestellt sind.

8 3.
Bestehen nach Auffassung des Gemcinderats Zweifel,ob die auferlegten Mengen in der Gemeinde sichergestellt

oder abgeliefert werden können, so ist dies dem Kommu -
nalverband anzuzeigen.

Der Kommunalverband entsendet in eine solche Ge¬
meinde einen aus beeidigten Sachverständigen bestehen-
Len Ausschuß, welcher die vorhandenen Bestände bei den
einzelnen Kartoffelerzeugern nachprüft und über das Er¬
gebnis dem Kommunalverband berichtet . Der Kommu -
«alverbanü hat diejenigen Kartoffelmengen, welche in
einer Gemeinde nicht sichergestellt oder abgeliefert werde »
können , auf andere Gemeinden des Kommunalverbandes
zu verteilen. Sollte auch dies nicht möglich sein, so ist
Vorlage au die Badische Kartoffelversorgung zu erstatten.

§ 4.
Die Kartoffelerzeugcr sind verpflichtet , die von ihnen

geernteten Speisekartoffeln, soweit sie nicht nach den Be¬
stimmungen des Kriegsernährungsamts oder der Reichs¬
kartoffelstelle von der Sicherstellung und Lieferung aus¬
genommen sind und nicht nachweislich auf Bezugsscheine
(U 13 ff.) abgegeben wurden, an die nach 8 2 Abs . 4 be¬
stellten Aufkäufer gegen Bezahlung des Erzeugerhöchst-
Preises abzugeben . Als Speisekartoffeln gelten gute , ge¬
sunde Kartoffeln von mindestens 2,72 Zentimeter Große.

Die Kartoffelerzeuger dürfen die von ihnen geernte¬
ten Kartoffeln, auch soweit sie frcigelassen sind , vorbehalt¬
lich anderweitiger Bestimmungen des Kriegsernährungs -
amts oder der Neichskartoffelstelle nur an die bestellten
Aufkäufer oder auf Bezugsscheine (88 13 ff.) abgeben . Jede
andere Abgabe oder das Unternehmen hierzu ist verboten,'
die Kartoffeln, auf welche sich die unzulässige Handlung
bezieht , unterliegen der Beschlagnahme und Einziehung.
III. Regelung des Verkehrs mit Kartoffeln .

8 ö.
Die Kommunalverbände haben die Versorgung ihrer

Bevölkerung mit Kartoffeln zu regeln mrö Höchstpreise
für den Kleinverkauf an die Verbraucher sestzusctzen , so¬
weit nicht die Festsetzung durch das Kriegsernührungs -
amt oder das Ministerium des Innern erfolgt.

Die Versorgungsberechtigten dürfen Kartoffeln nur
durch den Kommunalverband oder auf Bezugsscheine
(88 13 ff ) beziehen,' jeder andere Erwerb oder das Unter¬
nehmen hierzu ist verboten. Tie Kartoffeln, auf welche
sich die unzulässige Handlung bezieht , unterliegen der
Beschlagnahme und Einziehung. Selbstversorger gelten
insoweit als Versorgungsberechtigte, als ihre Ernte zur
Deckung des zulässigen Verbrauchs nicht ausreicht.

Für vom Kommunalverband gelieferte Kartoffeln,
welche nachweisbar zum menschlichen Genuß nicht taug¬
lich sind , ist dem Verbraucher Ersatz zu leisten.

8 S.
Die Kvmmunalverbände sind befugt , den Versor¬

gungsberechtigten zu ermöglichen , daß sie ihren zulässigen
Bedarf an Kartoffeln für die Zeit vom 18. November 1917
ab auf die Dauer von mindestens 26 Wochen vor dem
18. November 1917 eindecken. Diese Vorversorgung soll
nicht gestattet werden, wenn der Versorgungsberechtigte
keine geeigneten Lagerräume besitzt oder vorzeitiger Ver¬
brauch zu befürchten ist . Bei der Berechnung des zulässi¬
gen Bedarfs ist der Verlust durch Schwund angemessen zu
berücksichtigen. Bei einem Wochenkopfsatz von 7 Pfund
wird für die Dauer von 26 Wochen eine Menge von '2
Zentner zu gewähren sein. Die KommunalverLände ge¬
ben bekannt , wann und in welcher Weise diese Vorver¬
sorgung erfolgen kann . Dem Wunsche der Versorgungs-
Lerechtigten , sich für eine noch längere Zeit mit Kartoffel»
zu versehen , ist nach Möglichkeit zu entsprechen.

Ae Kvmmunalverbände können Anordnung treffen,daß diejenigen Versorgungsberechtigtcn, welche nach ihren
Einkommens- und Vermögensverhältnissen hierzu in der
Lage sind und über geignete Lagerräume verfügen, ihren
Bedarf an Kartoffeln für die Zeit vom 18. November
1917 auf die Dauer von 26 Wochen vor dem 18. November
1917 entsprechend den näheren Bestimmungen des Kvm-
munalverbanöS erwerben und einlagern müssen. Für die
Angehörigen eines Haushalts ist der Haushaltungsvor¬
stand zur Eindeckung verpflichtet . Er kann hierbei einen
geringeren Bedarf seines Haushalts als die zulässige Wo¬
chenkopfmenge zugrunde legen,' macht er von dieser Mög¬
lichkeit Gebrauch , so hat er, falls er mit seinem Vorrat
nicht ausreicht, gegenüber dem Kommunalverband keinen
Anspruch auf Nachlieferung der zu wenig in Anspruch ge¬
nommenen Menge.,

8 8.
Die Abgabe von Kartoffeln an die Verbraucher durch

den Kommunalverband darf nur gegen Kartoffelkarten
erfolgen, soweit nicht die Vorversorgung gemäß 88 6 oder
7 stattfindet . Im Fall der Vorversorgung gemäß 88 6
oder 7 oder mittels Bezugsscheins <88 13 ff .) erhält der
Versorgungsberechtigte für die Dauer der Vorversorgung
keine Kartoffelkarten. Für vorzeitig verbrauchte Kartof¬
feln wird kein Ersatz geleistet.

8 9.
Wer Kartoffeln in Verwahrung hat, hat für ihre

zweckmäßige Lagerung und pflegliche Behandlung Sorge
zu tragen. Die Kommunaloerbände haben sich hierüber
durch Nachschau zu verlässigen,' ergibt sich eine ungeeignete
Aufbewahrung der Kartoffeln, welche deren Verderben
befürchten läßt , oder wird festgestellt, daß der Besitzer ferne
Vorräte zu schnell verbraucht , so sind die .Kartoffeln vom
Kommunalverband gegen Entschädigung wegzunehmen
und dem bisherigen Besitzer Kartoffelkarten auszustellen.

8 10.
In Len Städten mit mindestens 16 OM Einwohnern

darf die Abgabe von Gerichten , welche ganz oder teilweise
aus Kartoffeln bestehen, in Gast-, Schank- und Spetsewirt-
schafien , in Vereins - und Erfrischungsräumen sowie in
Fremdenheimen an die Gäste nur gegen besondere Kar¬
toffelkarte (Gastkartoffelkarte ) , deren Nennwert dem Roh¬
gewicht der verwendeten Kartoffeln entspricht, erfolgen.
Eine Ausnahme ist nur für diejenigen Gäste zulässig,
welche sich durch Vorlage ihres Reisepasses, einer Lebens¬
mittelkarte ihres Kommunalverbands usw . darüber aus-
weisen , daß sie nicht zur ortsansässigen Bevölkerung ge¬
hören.

Die Bestimmung des Absatzes 1 gilt auch für Volks¬
küchen , Kriegsküchen und sonstige Maffenspeisungen, ' doch
kann der Kommunalverband die Abgabe statt gegen be¬
sondere Kartoffelkarte gegen die allgemeine Kartoffel¬
karte oder , soweit der Teilnehmer an der Speisung nicht
im Besitz einer Kartoffelkarte ist , gegen die Ablieferung
einer entsprechenden Menge guter Kartoffeln anordnen
oder zulassen.

8 11 .
Die Ausstellung von Gastkartoffclkarten, welche min¬

destens auf 20 Pfund lauten und mindestens 30 Abschnitte
zu einem halben Pfund und 20 Abschnitte zu einem vier¬
tel Pfund enthalten sollen, erfolgt nach näherer Bestim¬
mung des Kommunalverbands auf Antrag an die Haus¬
haltungsvorstände, welche keine Kartoffelvorräte einge¬
legt haben , im Umtausch oder gegen Verzicht aus die allge¬
meine Kartoffelkarte. Hat der Haushaltungsvorstand
Kartoffelvorräte eingelegt und ist er infolgedessen nicht
im Besitz von Kartoffelkarten, so erfolgt die Ausstellung
der Gastkartoffelkarten gegen Erstreckung der Zeit, wäh -
rend welcher der Haushaltungsvorstand mit seinen Kar-
tvffelvorräten auszukommen hat. Die hiernach bis zum
20. Juli 1918 nicht benötigten Vorräte ' sind dem Antrag¬
steller gegen Entschädigung wegzunehmen .

8 12.
Die ländlichen Kommunalocrbände sind befugt , für

ihre Bezirke Vorschriften im Sinne der 88 10 nnd 11 zn
erlassen . Tun sie dies nicht, so können einzelne Gemein -
den entsprechend« Anordnungen treffen.

r is.
Die Vorversorgung durch unmittelbaren Bezug von

Kartoffeln beim Erzeuger ist nur gestattet mittels eines
Kartofselbezugsscheins nach dem anliegenden Muster. Der
Vordruck ist in 4 Abschnitte L—D eingeteilt.
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Zur Vorversorgung auf Bezugsschein darf für eine
"Person eine Höchstmenge von 2 Zentnern bezogen und
geliefert werden. Innerhalb dieser Höchstgrenze kann der
Bezug auch auf mehrere Bezugsscheine erfolgen. Die
Vorversorgungszeit wird vom 18 . November 1817 ab ge¬
rechnet , auch wenn der Bezug der Kartoffeln schon vorher
stattgcfunöen hat. Bei einem Wochcnkopssatz von 7
Pfund hat eine Menge von 2 Zentnern unter Berücksich¬
tigung des Schwundes für 26 Wochen auszureichen .

8 11 .
Der Abschnitt ^ des Bezugsscheins enthält auf der

Vorderseite den Vordruck für den Antrag auf Gestattung
des Kartoffelbezugs und die Bescheinigung des Bürger¬
meisteramts des Einfuhrorts über die Menge, zu deren
Bezug der Antragsteller berechtigt ist , auf der Rückseite
Len Vordruck für die Lieferungszusage des Kartoffelerzeu¬
gers und die Höchstpreisbestimmungen .

Der Antragsteller muß die schriftliche Versicherung
abgeben , aus wieviel Personen sein Haushalt besteht, und
Latz er weder über genügend eigene Kartoffeln verfügt,
noch sich anderweit über den zulässigen Verbrauch ein-

edeckt hat. Wissentlich unrichtige Angaben werden nach
17 der Bundesratsvcrordnung über die Errichtung von

Preisprüfungsstellen und die Versorgungsregelung mit
Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldstrafe bis zu
1800 ^ bestraft .

Der Antrag ist mit ausgefüllter Lieferungszusage
beim Bürgermeisteramt (Geschäftsstelle, Kartoffelamt, Le-
bensmtttelamt ) des Wohnorts des Beziehers einzureichen
und darf nach dem 22. September 1917 nicht mehr gestellt
werden. Die Bescheinigung des Bürgermeisteramts darf
nach dem 30 . September 1917 nicht mehr erteilt werden)
sie darf nur versagt werden, wenn der Antragsteller keine
geeigneten Lagerräume besitzt oder vorzeitiger Verbrauch
zu befürchten ist. Das Bürgermeisteramt (Geschäftsstelle
usw . ) des Wohnorts des Antragstellers ist berechtigt , für
Erteilung der Bescheinigung eine Gebühr von höchstens
10 Pfg . für jeden Schein zu erheben .

Nach Ausstellung der Bescheinigung ist der ganze
Schein dem Kommunalverband des Ausfuhrorts zur Er¬
teilung der Ausfuhrgenehmigung zu übersenden . Bei
Uebersendung sind für die entstehenden Auslagen 20 Pfg.
in Briefmarken für jeden Schein Leizufügen , die je hälftig
für den Kommunalverband des Ausfuhrorts und das
Bürgermeisteramt des Ausfuhrorts bestimmt sind . Die
Ausfuhrgenehmigung darf nur verweigert werden, wenn
Lurch die Genehmigung die Erfüllung der dem Kommu¬
nalverband obliegenden Pflicht zur Versorgung der eige¬
nen Bevölkerung des Bezirks mit Kartoffeln in Frage
gestellt würde.

Im Falle der Ablehnung des Ausfuhrantrags sendet
der Kommunalverband den ganzen Schein als portopflich¬
tige Dienstsache mit dem Vermerk „Antrag abgelehnt" an
Las Bürgermeisteramt des Wohnorts des Antragstellers
zur weiteren Benachrichtigung desselben zurück) im Fall
der Genehmigung teilt er die Abschnitte 8—l> als porto¬
pflichtige Dienstsache mit entsprechender Ausfüllung je
nach Antrag dem Antragsteller oder Lieferer mit.

818.
Der Abschnitt 8 enthält den Vordruck für die Beschei¬

nigung des Kommunalv-erbands des Ausfuhrorts , daß der
Lieferer zur Abgabe einer bestimmten Menge Kartoffeln
berechtigt ist, und die Bescheinigung , daß er sie tatsächlich
abgegeben hat. Die letztere Bescheinigung wird bei Auff
gäbe zur Bahnbeföröerung von der Station des Ausfuhv-
orts , bei sonstiger Beförderung von dem Bürgermeister¬
amt des Ausfuhrvrts erteilt. Sind beide Bescheinigungen
erteilt , so dient der Abschnitt dem Lieferer als Ausweis

egenüber den Aufkäufern des Kommunalverbands) er
at ihn daher sorgfältig aufzubewahren .

Die Kartoffelmengen , welche Kartoffelerzeuger auf
Bezugsscheine abgeben , weiden ihnen auf die Mengen an-
gerechnet, welche auf Grund der Umlegung bei ihnen
sicherzustellen oder von ihnen abzuliefern wären . Die er¬
folgte Abgabe ist in der Wirtschaftskarte des Lieferers zu
vermerken .

816 -
Der Abschnitt 0 dient als Beförderungsschein . Die

Bescheinigungen werden von dem Kommunalverband des
Ausfuhrorts und der Station oder dem Bürgermeisteramt
LcS Ausfuhrorts erteilt ) 8 18 Absatz 1 Satz 2 findet ent¬
sprechende Anwendung. Bei Beförderung der Kartoffeln
mit der Bahn ist er dem Frachtbrief , der Expreßgutkarte
usw . anzufchließen , bei Beförderung der Kartoffeln mit
Fuhrwerk oder als Gepäck , Traglast usw. hat ihn der Be¬
förderer bei sich zu führen und den mit der Ueberwachung
des Lebensmittelverkehrsbeauftragten Beamten auf Ver¬
langen vorzuzeigen .

Die Beförderung darf nur an dem Tage erfolgen ,
welcher von der Bahnstation oder dem Bürgermeisteramt
des Versandorts als Abgangstag vermerkt ist. Nach dem
81 . Oktober 1917 ist die Beförderung überhaupt nicht mehr
zulässig. Erfordert Ser Versand mit der Bahn mehr als
einen Tag, so muß die Versendung an dem als Beförde¬
rungstag bezeichneten Tage beginnen .

Die Beförderung von Kartoffeln ohne Beförberungs-
sthein oder nach Ablauf seiner Gültigkeit ist verboten.
Ohne Befürderungsschein oder nach Ablauf seiner Gültig¬
keit beförderte Kartoffeln unterliegen der Beschlagnahme
und Einziehung.

Diese Bestimmungen gelten nicht für die Beförde¬
rung der von den bestellten Aufkäufern (8 2 Absatz 4) auf-
gekauftcn Kartoffeln) die Frachtbriefe dieser Sendungen
müssen von der Geschäftsstelle der Badischen Kartoffel-
Versorgung abgeftempelt sein .

8 17.
Der Abschnitt v ist von Ser Bahnstation oder dem

Bürgermeisteramt des Ausfuhrorts , und zwar von der¬
jenigen Stelle, welche die Bescheinigungen auf Len Ab¬
schnitten 8 und L erteilt hat, dem Kornumnalverbanüdes
Ausfuhrorts zu übersenden , welcher das Bürgermeister¬
amt (Geschäftsstelle usw.) des Einsuhrorts von dem erfolg¬
ten Bezug benachrichtigt.

§ 18.
Die Erwirkung eines Bezugscheins ist erforderlich

beim unmittelbaren Bezug von Kartoffeln sowohl aus
einem auswärtigen Kommunalverband als auch inner¬
halb des gleichen Komnnalverbanös.

Wohnen der Bezieher und der Lieferer in der gleichen
Gemeinde , so sind lediglich die Abschnitte ^ und 8 und,
sofern die Beförderung nicht innerhalb des geschlossenen
Orts erfolgt, auch der Abschnitt L zu verwenden . Die
Genehmigung zum Bezug und zur Abgabe ist von dem
Bürgermeisteramt des Wohnorts zu erteilen . Die Geneh¬
migung darf nur verweigert werSeu , wenn der Antrag¬
steller keine geeigneten Lagerräume besitzt oder vorzeitiger
Verbrauch zu befürchten ist.

8 19.
Bezugsscheine können für die Dauer der Vorverfor-

gung (8 13 Absatz 2) auch auf Anstalten und gewerbliche
Betriebe, in welchen Speisekartoffeln verzehrt werden,
ausgestellt werden , an elftere bis zu einer Höchstmenge
von 2 Zentnern auf den Kopf der in der Anstalt ver¬
pflegten Personen, an letztere bis zu einer Höchstmenge
von 2 Zentnern für jeden Haushaltsangehörigen und An¬
gestellten . Im übrigen hat die Belieferung dieser gewerb¬
lichen Betriebe durch den Kommnnalverbanö zu erfolgen.
Durch Vermittelung des Kommnnalverbandeskönnen An¬
stalten unL die genannten gewerblichen Betriebe ihren
Bedarf auch auf von der Geschäftsstelle der Badischen Äar-
tosfelversorgung zur Verfügung gestellte, von ihr abge¬
stempelte Frachtbriefe beziehen ) die von der Geschäftsstelle
der Badischen Kartoffclversorgnng hierbei erteilten Wei¬
sungen sind zu beachten.

8 20.
Beim Bezug von Kartoffeln von eigenen ober ge¬

pachteten Grundstücken , welche außerhalb des Wohnorts
des Besitzers gelegen sind, finden obige Bestimmungen
entsprechend« Anwendung. Hat -er Eigentümer oder
Pächter das Grundstück selbst bebaut oder durch Ange¬
hörige seines Haushalts bebauen lassen , so find er und
feine Angehörigen bei Berechnung des zulässigen Bedarfs
als Selbstversorger anzusehen ) liegt diese Voraussetzung
nicht vor, so sind sie als Versorgungsberechtigte auch dann
zu behandeln » wenn sie die Saatkartosseln selbst geliefert
haben»

8 21.
Die KoumnnnalverbänLe haben der BaLifchen Kartof¬

felversorgung spätestens auf 16. Oktober und 18. Novem¬
ber 1917 ein« Zusammenstellung derjenigen Mengen»
welche bis 80. September und im Oktober 1917 aus den
einzelnen Gemeinden ihres Bezirks ans Bezugsschein aus¬
geführt worden sind, in doppelter Fertigung einzureichen»

8 22.
Die Ausfuhr von Kartoffeln ans dem Großherzogtmn

in bas ReichsauslanS ist nur mit Genehmigung des Mini¬
steriums des Innern , die Ausfuhr in die übrigen Bun¬
desstaaten nur mit Genehmigungder Badischen Kartoffel-
Versorgung zulässig ) sie wird grundsätzlich nur an Ver¬
wandte der Kartosfelerzeuger zum eigenen Verbrauch und
an außerhalb Badens wohnende Eigentümer oder Päch¬
ter badischer Grundstücke erteilt. Die Bestimmungen Mer
den kleinen Grenzverkehr an der Reichsgrenze bleiben
unberührt .

Die Ausfuhrbewilligung wird im Benehmen mit dem
Kommunalverband des Ausfuhrorts erteilt, welcher dem
Versender die Abschnitte 8—v des Bezugsscheins nebst
der Ausfuhrbewilligung übermittelt. Letztere ist dem Be¬
förderungsschein anzuschließen .



190 —

IV. Strafbestimmungen , Inkrafttreten
der Verordnung .

8 28.
Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieserVerordnung rveröen, soweit nicht eine höhere Strafe ver-wirkt ist, mit Gefängnis bis zu 6 Monate« oder mit Geld-

straf« bis zu 1500 Mark bestraft .
8 24.

Di« §Z S—4 treten am 15. September 1917, die übrige «Vorschriften mit dem Tage der Verkündung in Kraft.
Karlsruhe, den 18. August 1917.

Groß- . Ministerin « Lek Inner«.
von Bodman . Dr . Schühly.

Bekannlmachnrrg über Höchstpreise für Obst.
Auf Grund der 88 4 und 7 -er Verordnung des

Reichskanzlers über Gemüse , Obst und Südfrüchte vom
8 . April 1917 (Reichs-Gesetzbl. S . 807) und im Hinblickauf die Bekanntmachungder Reichsstelle für Gemüse und
Obst vom 26. Juli 1917 (Reichsanzeiger Nr . 177) bringenwir die von unserer Preiskommission für das Grotzherzog -tum festgesetzten Höchstpreise beim Verkauf von Obst
durch den Erzeuger sowie durch den Kleinhandel für nach¬
stehende Obstarte « zur Kenntnis :

Erzeugerpreis Kleinhandels¬
preis

lBerbrauchtrprri»)
für das Pfund

Himbeeren 50 Pf. 63 Pf.Heidelbeeren 35 Pf. SO Pf .Preiselbeeren 40 Pf. W Pf.Reineclauden 80 Pf . 40 Pf.Mirabellen 35 Pf. 45 Pf.
Pfirsiche :

Großfrüchtige Weinberg¬
pfirsiche L2 Pf. SS Pf.

Kleinfrüchtige Weinberg¬
pfirsiche 15 Pf. SS Pf.

Eöelpfirsiche (Mindestgewicht
75 xr für das Stück) 40 Pf . 55 Pf.

Aepfel :
Gruppe I 40 Pf. 00 Pf.
Gruppe Ila gepflückt un¬

sortiert W Pf . 38 Pf.d unsortiert
(ohne Fallobst ) SO Pf . 30 Pf.

Gruppe III 10 Pf. 15 Pf-
Birnen : ,

Gruppe I 35 Pf . 55 Pf.
Gruppe II 20 Pf . 26 Pf .
Gruppe NI 8 Pf . 12 Pf .

Pflaumen : (Großfrüchtige ) SO Pf . 40 Pf.
Zwetschgen und

kleinfrüchtige Pflaumen SO Pf. SK Pf.
Brennzwet .schgen :

(auch WagenstadterPflaume«
und Ziebaden) 19 Pf . 16 Pf .

Quitten so Pf . S8 Pf.
Brombeere « 50 Pf . 63 Pf .
Hagebutte « SO Pf . S8Pf .
Holunderbeeren :

(nicht abgebeert , in Dolde« SO Pf. « Pf.
Vogelbeeren :

(Ebereschen, nicht abgebeert ,in Dolden) W Pf. so Pf.
In den Städten mit über S00M Einwohnern sowie

in einzelnen aus besonderen Gründen in Betracht kom¬
menden Orten , für die jeweils unsere Genehmigung ein-
znholen ist, darf der Kleinhandels- (Verbraucher-) Preis
für nachstehende Obstarten bis zu den folgenden Sätzen
vom Kommunalverband erhöht werden:

für das Pfund
Himbeeren 6» Pf .
Reineclauden 45 Pf .
Mirkrbellen 50 Pf.

Pfirsiche :
Großfrüchtige Weinbergpfirsiche 88 Pf.
Kleinfrüchtige Weinbergpfirsiche 24 Pf.
Edelpfirsiche, (Mindestgewicht 75 gr fürdas Stück) 60 Pf .

Aepfel : Gruppe Ils. 37 Pf.b unsort. (ohne Fallobst ) 32 Pf.
Birnen : Gruppe II 30 Pf .
Pflaumen : (Großfrüchtige ) 42 Pf.
Zwetschgen und kleinfr. Pflaumen 30 Pf.
Brennzwetschgen : für das Pfund

(auch WagenstadterPflaume« und
Ziebaden) 18 Pf.Quitten 30 Pf.Brombeeren W Pf.Hagebutten 30 Pf.

Holunderbeeren :
(nicht abgebeert, in Dolden) 30 Pf.

Vogelbeeren :
Ebereschen, nicht abgebeert, in Dolden) S2 Pf.

Zur Gruppe I der Aepfel gehören: Weißer Winter¬
kalvill , Cox Orangen , Gravensteiner, Kanada-Renetts,Adersleber Kalvill, Gelber Richard , Signe Tillisch, von
Zuccalmaglios Renette, Ananas -Renette, Gelber Belle¬
fleur , Schöner von Boskoop, Landsberger Renette, Gold¬
renette von Blenheim, Coulons-Renette, Weißer Klar»-
apfel , Winter-Goldparmäne, Apfel aus Croncels.

Diese Früchte müssen aber, wenn sie zur Gruppe I
gerechnet werden sollen , die Beschaffenheit von Edelobsthaben, mithin für ihre Sorte über mittelgroß und ohnenennenswerte Fehler sein . Als Fehler sind insbesondere
anzusehen : Unvollständige Reife , starke Fusikladiumfleck «,starke Druckflecke, Wurmstich , Stippflecke , Verkrüpppe-lungen oder mißgestaltete Formen.

Gruppe II umfaßt sämtliche Aepfel , soweit sie nichtunter Gruppe I genannt sind oder infolge ihrer Beschaf¬
fenheit nicht zur Gruppe I gehören . Die Aepfel müssenaber gepflückt, gut sortiert und mittlerer Art und Güte
sein.

Zur Gruppe III gehöre« alles Schüttelobst , Ausschutz-
«nd Fallüpfel sowie Mostäpfel.

Zur Gruppe I der Birnen gehöre« : Gute Louise von
Avranches , Köstliche von Cherneu, Birne von Tongre,Voscs Flaschenbirne , Dr . Jules Gnyot, Williams
Chriftbirne, Handenponts Butterbirne , Gellerts Butter¬
birne , Clapps Liebling, Diels Butterbirne , VereinS-
Dechantsbirne, Forellenbirne , Winter-Dechantsbirne, Jo¬
sephine von Mecheln .

Diese Früchte müssen aber, wenn sie zur Gruppe I
gehören sollen , die Beschaffenheit von Edelobst haben , mit¬
hin für ihre Sorte mittelgroß und ohne nennenswert «
Fehler sein. Als Fehler sind insbesondere anzusehen :
Unvollständige Reife, starke Fusikladiumflccke , stark«
Druckflecke , Wurmstich, Mippflecke, Verkrüppelungen und
Mißgestaltete Formen.

Gruppe II mnfatzt sämtliche Birne «, soweit sie nicht
unter Gruppe I genannt sind oder infolge ihrer Beschaf¬
fenheit nicht zur Gruppe I gehören . Die Birnen müssen
gepflückt, gut sortiert und mittlerer Art und Güte sein.

Zur Gruppe HI gehöre « alles Schüttelobst , Ausschutz-
und Fallbirnen sowie Mostbirnen.

Der Erzeuger darf beim Verkauf vom 1. November
1917 bis 15. Dezember 1917 einen Zuschlag von 10 vom
Hundert, 16. Dezember 1917 bis 15. Januar 1918 einen
Zuschlag von 15 vom Hundert , 16. Januar 1918 bis
28. Februar 1918 einen Zuschlag von 26 vom Hundert,
1 . März 1918 bis 81 . März 1918 einen Zuschlag von 35
vom Hundert, 1 . April 1918 ab einen Zuschlag von 50
vom Hundert für Lagerung auf die in Z 1 festgesetzten
Höchstpreise berechnen .

Bei unmittelbarer frachtfreier Lieferung an den Ver¬
braucher im Rahmen der gegebenen Bestimmungen ist
der Erzeuger berechtigt , den Kleinhandelspreis zu for¬
dern.

Diese Bekanntmachung tritt mit dem Tage ihrer Ver¬
kündung in Kraft.

Die in unserer Bekanntmachung vom 31 . Juli 1917
(Staatsanzeiger Nr . 207) festgesetzten Höchstpreise für
Frühäpfel und FrLMrne « werden mit sofortiger Wir¬
kung aufgehoben .

Karlsruhe , den 20. August 1917.
Badische Obftverssrgttng.
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